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Kurzprotokoll Nr. 70 vom 23. November 2011 
 

Vorsitz Peter Kummer, Grossratspräsident, Oberaach 
Anwesend 126 Mitglieder 
Ort  Rathaus Weinfelden 
 
 
1. Genehmigung der Ständeratswahl vom 13. November 2011 (08/WA 63/385). Der 

Rat genehmigt die Ergebnisse des zweiten Wahlgangs der Ständeratswahl vom 
13. November 2011 mit 126:0 Stimmen. 

 
2. Gesetz betreffend die Änderung des Waldgesetzes vom 14. September 1994 

(08/GE 26/357) (Redaktionslesung, Schlussabstimmung). Die Vorlage passiert die 
Redaktionslesung ohne Diskussion. In der Schlussabstimmung stimmt der Rat der 
Gesetzesänderung mit 121:3 Stimmen zu. Das Behördenreferendum wird nicht ergrif-
fen. Das Gesetz unterliegt der fakultativen Volksabstimmung. 

 
3. Voranschlag 2012 und Finanzplan 2013 - 2015 (08/BS 46/376) (Eintreten). Der Vor-

anschlag 2012 sieht in der Erfolgsrechnung bei 1'902'942'100 Franken Aufwand und 
1'882'432'400 Franken Ertrag einen Aufwandüberschuss von 20'509'700 Franken vor. 
In der Investitionsrechnung stehen bei Ausgaben von 169'195'200 Franken und Ein-
nahmen von 69'464'000 Franken Nettoinvestitionen von 99'731'200 Franken zu Buch. 
Eintreten ist gemäss § 39 der Kantonsverfassung obligatorisch. Die Detailberatung er-
folgt an der nächsten Ratssitzung vom 6. Dezember 2011. 

 
4. Voranschlag 2012: Beschluss des Grossen Rates betreffend individuelle, leis-

tungsbezogene Lohnanpassungen (§§ 11 und 35 BVO, §§ 2, 4 und 11 LBV) 
(08/BS 46/376) (Eintreten, Detailberatung, Beschlussfassung). Der Antrag der Ge-
schäftsprüfungs- und Finanzkommission, für individuelle, leistungsbezogene Lohnan-
passungen 1 % der Gesamtlohnsumme vorzusehen, wird vom Grossen Rat mit 
91:0 Stimmen gutgeheissen. 

 
5. Parlamentarische Initiative von Hanspeter Gantenbein, Hermann Lei und Urs 

Martin vom 17. August 2011 "Konsequente Rückforderung der unentgeltlichen 
Prozessführung" (08/PI 6/373) (Vorläufige Unterstützung). Die Parlamentarische Ini-
tiative verlangt, die §§ 36 ("Nachzahlung") und 49 ("Rückerstattung von Entschädigun-
gen") des Gesetzes über die Zivil- und Strafrechtspflege zu ändern. Der Rat be-
schliesst nach längerer Diskussion bei 61:61 Stimmen mit Stichentscheid des Präsi-
denten, der Parlamentarischen Initiative die vorläufige Unterstützung auszusprechen. 
Das Büro des Grossen Rates wird die Initiative einer Spezialkommission zur Vorbera-
tung überweisen. 
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Traktandum 6 nicht behandelt. 
 
 
     Parlamentsdienste des Kantons Thurgau 
 
 
Zur Veröffentlichung 
- im Amtsblatt 
- auf Internet http://www.tg.ch/parlament 
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